
REGIERUNGSRAT DES KANTONS THURGAU 

AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL 

vom 18. Nov. 1969 

Betrifft: Gestaltungsplan Opfershoferstrasse 
der Gemeinde Bürglen. 

/J /, r/f.: 
Nr. .vl/ " 

1. Die Ortskommission von Bürglen ersucht den Regierungsrat 

mit ~lchreiben vom 28. Oktober 1969 um Genehmigung eines 

Gestaltungsplans Opfershoferstrasse. Dieser wurde vom 12. 

bis 26. Februar 1969 öffentlich aufgelegt und von der Orts­

koromission am 18. Februar 1969 beschlossen. 

Am 21. Februar 1969 erhob Herr Ernst Sturzenegger als An­

stösser Einsprache. Diese vm:cde von der Ortskoromission am 

18. iVlärz 1969 abgewiesen. Fristgerecht lioss der Einsprecher 

durch Rechtsamralt Dr. H. Stäheli diesen Entscheid beim Re­

gierungsrat mit einer Beschwerde anfechten. Die Ortsbehörde 

reichte ihre Vernehmlassung zu dieser Besch".rerdefrist am 

29. Mai 1969 ein. Das Regionalplanungsamt, >velches im Ge­

nehmigungsverfahren die Anträge an den Regierungsrat zu 

stellen hat, kam auf Grund der Vorprüfung ZQ~ Schluss, dass 

es mindestens teil.veise die Gutheissung der Besch1verde und 

damit die Verweigerung der Genehmigune beantragen müsste; 

es orientierte mit Schreiben vom 16. Juli 1969 die Orts­

kanunission Bürglen über die Gründe. Hit Schreiben vom 28. 

Oktober 1969 reichte die Ortskommission den unveränderten 

Gestaltungsplan Opfershaferstrasse erneut ein; sie ersucht 

den Regierungsrat um Genehmigung und beantragt Ab~-reisung 

der Beschwerde von Herrn Sturzeneeger. 

2. Der Gestaltungsplan umfasst ein Areal, das östlich von der 

Säntisstrasse, südlich von der Opfershoferstrasse, vTestlich 

von den Parzellen 74,73 (im Eigentum von Herrn Ernst Stur-
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zenegger, der damit offensichtlich zum Einreichen der Be­

sch1·Terde legitimiert ist) und 75, nördlich von den Par­

zellen 69 und 81 begrenzt ist. Die Grütlistasse führt 

als Stichstrasse in das Areal des Gestaltungsplans. Inner­

halb des Areals liect eine l'fei tere Parzelle, 78, die nicht 

einbezogen ist. 

Nach Zonenplan liee;t das ganze Areal in der dreigeschossigen 

'lohnzone, in der eine Ausnützung von 0,6 zulässig ist, wobei 

die ~auten einen grossen Grenzabstand von 12 Metern, einen 

kleinen Gl'enzabstand von 6 Neter und eine Gebäudeläne;e von 

maximal 40 r1;etern aufweisen dürfen. Der Gestaltungsplan 

sieht inse,esamt 5 viohnblöcke vor. Ein dreigeschossiger Bau-, 

der baureglementskonform ist, steht bereits östlich der 

Grütlistrasse. Ein vreiterer i'lohnblock an der Säntisstrasse, 

ebenfalls dreigeschossig, ist im Bau. In bezug auf die 

Grenz- und Gebäudeabstände entspricht er dem Baureglemcnt; 

für dessen Erstellung musste die Behörde aber eine Ausnahme­

be1-:illigung erteilen, weil entgee;en der Vorschrift des Bau­

reglements das Dachgeschoss zu mehr als einem Drittel aus­

genützt wird. Geplant sind ein v1eiterer dreigeschossiger 

Bau an der Opfershoferstrasse, die beide im Rahmen des Bau­

reglements und ohne Ausnahmebe-...rilligung erstellt werden 

könnten. Dagegen ist ein viergeschossiger Bau, der an der 

Grütlistrasse vorgesehen ist, nach Regelüberbauune sowohl 

\vegen der Geschosszahl als auch v1egen der Grenz- und Ge­

bäudeabstände nicht möe;lich. Es ergibt sich aus diesen Dar­

legungen zwingend, dass die gesamte Ueberbauung des Areals 

in der oben erv1ähnten Art nur ber.-rilligt v1erd.en kann, 1-:enn 

ein rechtsgültiger Gestaltungsplan vorliegt, weil mindestens 

zi-;ei Gebäude nicht regle:nentskonform sind und. die zulässige 

Ausnützune insgesamt überschritten vrird. 

3. Art. 9 des Bau:.ceglements umschreibt die Anforderungen, die 

an einen Gestaltungsplan gestellt 'i·;erden. Sie können im 

Interesse einer guten ortsbaulichen Bnhlicklung von der 

Ortsbehörde oder von Privaten aufgestellt werden. In \'Iohn­

zonen müssen sie ein Areal von mindestens 5000 m2 umfassen 
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und es sind die für die Erschliessung nohrcmdigen Strassen, 

Plätze und Areale fUr öffentliche Zl·recke auszuscheiden, Im 

Rahmen des Gestaltune;splans kann die Ortsbehörde vom Zonen­

plan abi·leichende Sondermasrmahme erlauben; insbesondere 

kann die zultl.scige Jmsnützung wn 10 7; erhöht ;.rerden. Dabei 

sind aber die nachgenannten Bedingungen zu erfüllen: 

a) Schaffung grösserer zusammenhängender Grünflächen und 

verkehrsabseitiger Spielplätze 

b) einwandfreie Besonnung und BelüftunG der ~!ohnungen 

c) .hnlage von Abstellflächen und Garagen für IJ!otorfahrzeuge 

(pro 100 m2 Wohngeschossfläche 1 Abstel],- oder Garageplatz) 

d) gute architektonische Gestaltung 

e) gegen Nachbargrundstücke müssen die baureglementsge­

mässen Vorschriften eingehalten werden. 

Der Gestaltungsplan muss im übrigen die kubische Gestaltung 

mittels Vorschriften über die Gebäudehöhe, Geschosszahl, 

Abstände, Stellung der Bauten und Gestaltung der Umgebung 

ree;eln; er kann ergänzt 1·rerden durch Detailpläne und Spe­

zialbauordnungen. Schliesslich ermächtigt das Baureglement 

die Ortskommission, die Kosten für das Erstellen solcher 

Pläne unter bestimmten Umständen auf die Eigentümer der 

erfassten Grundstücke abzu,;älzen, 

4. Das Areal des Gestaltungsplans umfasst nach Angabe der Ge­

meinde vier Parzellen mit einer Fläche von 5700 m2 , Damit 

ist dem i.fortlaut des Baureglements Genüge getan. Es muss 

aber festgestellt 1·rerden, dass diese Parzellen nicht zu­

sammenhängend sind. Der Teil, auf >-relchem der \·lohnblock B 

steht, ist durch die Grütlistr·asse vom übrigen Planungsge­

biet getrennt, die Parzelle 78 liegt völlig isoliert im 

Areal des Gestaltungsplans-und die Abgrenzung gegen die 
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Parzellen 75, 69, und 81 folgt keiner natürlichen Abgren­

zung. vlohl könnte aus dem Wortlaut des Baureglements von 

Bürglen geschlossen >·ierden, dass für einen Gestal tun,;splan 

nicht unbedingt ein zusammenhäne;endcs Areal ausge1üesen 

sein muss. Es kann aber niemals im Sinne des B8.Ureglements 

liegen, dass irgendwelche Parzellen wohl dem gleichen Eigen­

tümer gehören, die jedoch unter sich ohne ZusaiT.illlenhang sind, 

zu einem so~~enannten Gcstaltune>;spü.:.n zusammeneefa:sst 'I'Jerden, 

um statt der ree;lementsgem.ässen Ueberbauung eine höhere 

Ausnützung u.t1d SonderbaU'i•reisen enrirken zu können. Das 

• .. rUrde der Willkür Tür und 'l'or öffnen. Absatz l von Artikel 

9 sagt denn auch, dass der Gcstaltungs_rlan nur in besondern 

Fällen und zur Förderung von "Gesamtüberbauungen im Inter­

esse einer guten ortsbaulichen Enhricklung" aufgestellt 

i'I'Crdcn können. 

Im vorliec:;enden J..'all kön.r1en lediglich Opfershaferstrasse 

und S~intisstrassc als klare brauchbare Abgrenzung des Pla­

nunzs,zcbietes bezeichnet 1·rerden; die no.ch \·festen den Grund­

stückgrenzen folgende, abgetreppte Grenze ist unnatürlich 

und im besondern muss es als willkürlich bezeichnet '\·Terdcn, 

dass das Grundstück 78 vrohl völlig vom Gestaltungsplanareal 

eingeschlossen ist, trotzdem aber nicht in die Gesamtplanung 

eingeschlossen wurde; 

Den Akten liegt denn auch eine Eingabe der Eigeiltümerin 

dieser Parzelle an den Regierungsrat bei, in v1elcher un-
, 

missverständlich zwa Ausdruck kol.J.JIDt, dass sie über die Aus-

>'lirkungen des Gestaltungcplans nicht hinreichend orientiert 

wurde. Obschon sie die Frist für eine Einsprache verpasste 

und daher a.uch im einzelnen auf ihre Art;umente nicht ein­

getraten werden kann, zeigt das Schreiben doch, dass bei 

der Abgrenzung des Quartierplangebietes willkürlich vor­

gegangen vrürde. 

5. In bezug auf' das dem Gestaltungsplan zugrul'lde liegende Areal 

ist noch eine weitere Bemerkung anzubringen. Nach den Be­

rechnungen der Bauherrschaft, die von der Behörde über-
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nommen 1vurden, misst das zu überbauende Areal 5 1 700 m2 . 

Darin ist jedoch die Parzelle 77 I, Grütlistrasse, einge­

schlossen. Diese ist nach Auskunft des Grundbuchamtes 

Bürglen eine Gemeindestrasse. Es geht auf Grund von Art. 21 · 

des Baureglementes nicht an, sie für die Ermittlung der Aus­

nützunG einzubeziehen. Das zu übero_uerende Areal 1'lird dadurch 

auf 5'3L',5 rn2 reduziert; die Ausnlitzv_ng erhöht sich auf 0,69 

und liee;t damit deutlich Uber der durcil. das Baureelement 

tolerierten .'l.usnützung von 0,66, nämlich 0,6 einschliesslich 

eines Bonus von lO %. 

6. Der Artikel 9 des Baureglementes wird aber auch in anderer 

Hinsicht nicht eingehalten; denn beim \•lohnblock B >·Terden 

gegen die Nachbargrundstücke die baureglementsge:nässen Vor­

schriften nicht eingehalten. Die eine Längsfassade ist gegen 

Nordosten, die andere ·gegen SUd·westen gerichtet. Das Bau­

reglement schreib in Art. 12 vor, dass gegen die am stärk­

sten nach Süden r;erichtete Längsfassade der grosse Grenz­

abstand einzuhalten ist. Das sind für den Block B mit dem 

Hehrhöhenzuschla[; 13 Heter; der Grenzabstand der nach Süd­

~oresten ge~icntcten Fassade beträgt jedoch nur 7 r·leter. 

·~Iürde man, entgegen dem ~dortlaut des Reglements, die gegen 

die Grütlistrasse gerichtete Längsfassade als Hauptwohn­

seite betrachten, so ist der Gebäudeabstand gegen das Haus 

der Parzelle 78 nicht eingehalten; die 14 11eter sind un­

genügend. 

?. Es könnte allerdine;s geltend gemacht Nerden, dass der Ge­

staltun,ssplan Baulinien vorsehe, die wenn sie rechtsgiiltig 

sind, dem Gebäudeabstand vorgehen; Nun ist die Parzelle 78 

im Gestaltungsplan gar nicht enthalten, so dass die dort 

vorgesehene Baulinie auch nicht genehmigt ••erden könnte, 

Da die Gemeinde im weitern bei der AusnUtzungsberechnung 

die Angaben der Bauherrschaft übernimmt, die Grütlistrasse 

also als Privatgrundstück einbezieht, könnte auch dort 

keine Baulinie gezogen \verden. Daraus ergibt sich, dass 

geßen das Haus auf der Parzelle 78 der ordentliche Gebäude­

abstand eingehalten '\'Terden müsste. Dieser beträgt, Henn 
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man die nach Nordosten gerichtete Längsfassade als Haupt­

vrohnsei te betrachtet, 21 r-1eter; er wird illl Gestaltungsplan 

nicht eingehalten. 

Im Ubrigen müssten auch die im Gontal tungsplan vora;eGeh~;:nen 

J3aulinien beanstandet werden. Oie sind nur bei den Eirun't.in­

ö.ungen de:c 8äntisstrasse und im östlichen '.reil der Grütli­

strasse abgerundet, um eine bessere Ve:dcehr";übersicht zu 

e_;ewährleisten. Dagegen fehlt diese Abrundung auf der west­

lichen 3eite der Griitlistrasse, obschon sie auch dort aus 

vex·kehrGtechnischen Ueberlegungen vorgesehen ,.,erden müsste. 

8. l''astzuaalten sei, dass die Zahl der Garagen und Abstell­

plätze den Erfordernissen des Baureglements entspricht. 

Es sind im übrigen genUgend und grössere zusammenhängende 

Grünflächen vorgesehen, ebenso ist ein Kinderspielplatz 

im Plan eingezeichnet. Verbindliche Vorschriften darüber 

fehlen allerdings. Der Plan erlaubt auch keine Schli.isse 

über die archit~ktonische Gestaltung, die überprüft werden 

muss, da sie geruäss Baureglement gut sein sollte. 

Als Detail ist schliesr-31ich noch zu bemerken, dass der Ab­

stellplatz Hr. 13 beim Block B nicht be .... rilliet ~>rerden dürfte, 

weil er "'u nahe an der Einmündung der Grütlistrasse in die 

Opfershaferstrasse liegt. 

9. In der Beschv1erde von Herrn Ernst s·turzenegger, eingereicht 

durc:h Rechtsanvralt Dr. H. Stäheli, werden im vresentlic:hen 

die Baulinien an der Opfershofer-und an der Säntisstrasse 

beanstandet, ebenso die ungenüc;enden Grenzabstände des 

Blockes B an der Grütlistrasse. 

10. In der Ve:cneilrl'llassung der G.errwinde werden die Ausführungen 

des Besch1"e.rdeführers in bezug auf die Baulinien· längs 

Opfershofer- und 3i.intisstrazse .bestritten. In bezug auf 

die Einhaltung der G-renzabstände des :Blockes B ~>rird ausge­

führt, dass die am stärksten nach Süden gerichtete J1ings-
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fassade jene die gegen die Grütlistrasse sei, und dass 

dort der erforderliche Grenzabstand durch cien mit der Bau­

linie festgelegten Strassenabstand iiberlagert werde. 

11. Den Are;umenten der Gemeinde in bezug auf die Verbindlich­

keit des vom Beschwerdeführer erwähnten Bebaw.mgsplan ist 

bei.,upflichten. \'fo:i:ll liegt ein solcher Entvrurf vor; er 

c-rurde vom Reeierunesrat jedoch nie genehmie;t und·hat daher 

keine Rechtskraft. Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, 

sich beim Erlass von Quartier- oder Gestaltungsplänen an 

diesen Vorschlag zu halten • 

.Andere verhält es sich mit öer Binhaltung der Grenzabstände. 

Das 1'iird beim Erlass eines Gestaltungsplans durch dat Bau­

reglement zv:ingend vorgeschrieben, und ebenso ist es ein­

deutig festgelegt, \·lie die G.r:enz.abstände zu messen sind. 

Selbst vrenn man die gegen die Grütlistrasse gerichtete 

Passade für den grossen Grenzabstand wassgeblich betrachtet, 

kann man dem Argument der Gemeinde nicht f'olgen, i·reil der 

Gebäudeabstand gegen das Haus auf der Parzelle 78 nicht 

eingehalten ist. Völlig willkürlich und klar gegen den 

\~ortlaut des Bau:l·eglements verstösst das Argument der Ge­

meinde, es vwrde der grossc Grenzabstand gegen die Parzelle 

75 eingehalten; denn der Block B grenzt mit der Schmalseite 

gegen diese Parzelle. 

12. Aus allen diesen Erv18.gungen ergibt sich Z\Üngend, dass der 

Gestaltungsplan üpfcrshoferstrasse vom Regierungsrat nicht 

genehllligt werden kann. Er muss als unz~>;eckmässig bezeichnet 

werden in bezuc auf ö.ie Abcrenzurig des l'lanunt;sgebietes, er 

verletzt im '"eitern z;.rinc;ende Vor<:;chriften des Baureglements 

in bezug auf Ausnützunc; und Grenzabstände. Die Besch'\oTerde 

von Herrn Sturzenee;t;er 1-Jird gu.tgeheissen, SO\oJ"ei t d'ie Grenz­

abstände angefochten werden. 
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Der Regierungsrat be8chliesst: 

1. Der Gestaltungsplan Opfershaferstrasse der Gemeinde 

Bürglen 1'lird nicht geneh.'!ligt. 

2. Die Besch~,rerde von Herrn Stur:-:.eneeger wird gernäss den 

Er11ägungen unter Ziffer 6, 7 und ll gutgeheissen, so11Tei t 

die Einhaltung der Grenzabstände gernäss Baureglement ver­

langt 1-lird. 

3. Mitteilung an: - Ortsvorsteherschaft Bürglen, 8575 Bürglen 
in Z111ei Exemplaren für die Behörde und 
Fürsprech F.N. Bommer, 8570 \•/einfelden 
sowie unter Beilage eines Gestaltungs­
plans und der Ausnützm1gsberechnung 

li'R/he 

- Herrn Dr. Hermann Stäheli, Rechtsanwalt, 
8280 Kreuzlingen in zv1ei Bxemnlaren für 
sich und. seinen Klienten B.sturzenegger, 
Architekt, .Bü.rglen 

- Strassen- und Baudepartement (3-fach) 

- ll.ep-ionalnlanungsamt 
unter Beilage der Akten 

Pür richtic;en Auszug 
Der Staatsschreiber: 

1 
{4~1//f 
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